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Verkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Straßenverkehrsflächen

PLANZEICHENERKLÄRUNG

Sonstige Planzeichen

Einrichtungen und Anlagen zur Versorgung mit 
Gütern und Dienstleistungen des öffentlichen und
privaten Bereichs, Flächen für den Gemeinbedarf

Flächen für den Gemeinbedarf

Öffentliche Verwaltungen / Versorgungs- und Unterhaltungsbetriebe

Feuerwehr

Wasserflächen und Flächen für die
Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz
und die Regelungen des Wasserabflusses

Gewässerrand-, Räum- und Unterhaltungsstreifen (5,0 m)G R

Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft,
den Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses

Zweckbestimmung: Regenwasserrückhaltebecken

Verkehrslärm-Isophone; Beurteilungspegel nachts 
Lr > 50 dB(A)  (siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 2)

Umgrenzung der Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen 
schädliche Umwelteinwirkungen - passiver Lärmschutz PLS
 (siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 1)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches angrenzender 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
des Bebauungsplanes

Bebauungspläne

Maß der baulichen Nutzung

Baumassenzahl

Grundflächenzahl

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Baugrenze

abweichende Bauweise (Gebäude über 50 m Länge sind  zulässig,
Abstände nach § 5ff NBauO)
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BEBAUUNGSPLAN  NR. 103   
„GEMEINBEDARFSFLÄCHE KREISBAUHOF / FTZ”   
 
 
 
STADT   BERSENBRÜCK 
 
SAMTGEMEINDE  BERSENBRÜCK  /  LANDKREIS  OSNABRÜCK 
 
Der Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner 
Sitzung am  21.11.2012  die Aufstellung des Bebau-
ungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss 
wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am  02.08.2013  
ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Bersenbrück, den  22.04.2014 
 
 
 
....................................................... 
Stadtdirektor 

Der Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB) des 
Bebauungsplanes ist gem. § 10 Abs. 3 BauGB am  
....................  im Amtsblatt für den Landkreis Osna-
brück bekannt gemacht worden. Der Bebauungsplan 
ist damit am  ....................  rechtsverbindlich gewor-
den. 
 
Bersenbrück, den  ........................ 
 
 
 
....................................................... 
Stadtdirektor 

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden 
am  27.01.2014  ortsüblich bekannt gemacht.    
Der Entwurf des Bebauungsplanes und die Ent-
wurfsbegründung haben vom  04.02.2014  bis 
einschl.  03.03.2014  gem. § 3 Abs. 2 BauGB öffent-
lich ausgelegen. 
 
Bersenbrück, den  22.04.2014 
 
 
 
....................................................... 
Stadtdirektor 

Innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung des 
Bebauungsplanes ist die Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften (Beachtlichkeit gemäß §§ 214 
und 215 BauGB) beim Zustandekommen des Be-
bauungsplanes nicht geltend gemacht worden. 
 
Bersenbrück, den  ........................ 
 
 
 
 
....................................................... 
Stadtdirektor 

  
  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Rat der Stadt hat den Bebauungsplan nach Prü-
fung der Bedenken und Anregungen (§ 3 Abs. 2 
BauGB) in seiner Sitzung am  22.04.2014  als Sat-
zung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB sowie die Begrün-
dung beschlossen. 
 
Bersenbrück, den  22.04.2014 
 
 
 
....................................................... 
Stadtdirektor 

Der Bebauungsplan wurde ausgearbeitet vom: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Osnabrück, den  20.01.14 / 27.01.14 / 28.01.14 /  
 10.04.14 

 

Planunterlage Geschäftszeichen:  L4-1206/2013 
Kartengrundlage: Liegenschaftskarte 1:1.000 

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermes-
sungs- und Katasterverwaltung  © Januar 2013 

Landkreis: 
Gemeinde: 
Gemarkung: 
Flur: 
Maßstab: 

Osnabrück-Land 
Bersenbrück 
Woltrup-Wehbergen 
2 
1:1.000 

Die dieser Planunterlage zu Grunde liegenden Angaben des amtlichen Vermessungswesens sind nach § 5 des Nieder-
sächsischen Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen vom 12.12.2002, Nds. GVBl. 2003, S. 5, geschützt. Die 
Verwertung für nichteigene oder wirtschaftliche Zwecke und die öffentliche Weitergabe ist nicht zulässig. 
Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und dem Ergebnis des örtlichen Feldvergleiches. Sie 
weist die städtebaulich bedeutsamen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 12.12.2012). 
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. Die Übertragbarkeit 
der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 
 

 
Landesamt für Geoinformation und  

Landentwicklung Niedersachsen  
Regionaldirektion Osnabrück 

- Katasteramt - 

 Osnabrück, den .................... 
 
 
 
 
…………………………………..….  
(Unterschrift) 

 
 

 
Dienstsiegel 

P R Ä A M B E L 
Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) sowie der §§ 10 und 58 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Stadt diesen Bebauungsplan, bestehend 
aus der Planzeichnung und den nachstehenden textlichen Festsetzungen, in der Sitzung am  22.04.2014  als 
Satzung beschlossen.  
 
 
P L A N U N G S R E C H T L I C H E     F E S T S E T Z U N G E N  
1. In den Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen (passiver Lärmschutz 

PLS) sind als Vorkehrungen gegen den Verkehrslärm von der Bahnstrecke Osnabrück-Oldenburg bei 
Wohn- und Aufenthaltsräumen die folgenden resultierenden Schalldämmmaße (erf.R’w,res nach DIN 4109) 
durch die Außenbauteile (Wandteil, Fenster, Lüftung, Dächer etc.) einzuhalten:  
   Aufenthaltsräume von Wohnungen:  erf.R’w,res = 35 dB  
   Büroräume oder ähnliches:   erf.R’w,res = 30 dB  
 

Außenwohnbereiche wie Terrassen sind ohne zusätzliche schallabschirmende Maßnahmen nicht zulässig. 
Als schallabschirmende Maßnahme kann die Anordnung dieser Außenwohnbereiche im Schallschatten der 
jeweils zugehörigen Gebäude auf den lärmabgewandten Seiten oder die Anordnung von zusätzlichen Lärm-
schutzwänden im Nahbereich verstanden werden. Hierbei ist sicherzustellen, dass solche Lärmschutz-
wände so dimensioniert werden, dass sie eine Minderung um das Maß der Überschreitung des schall-
technischen Orientierungswertes tags bewirken. 

 

2. In den Bereichen zwischen der Bramscher Straße und der gekennzeichneten Straßenverkehrslärm-
Isophone (Beurteilungspegel nachts Lr > 50 dB(A)) sowie zwischen der Bahnstrecke und der gekennzeich-
neten Schienenverkehrslärm-Isophone (Beurteilungspegel nachts Lr > 50 dB(A)) sind für Fenster von 
Schlafräumen bzw. von zum Schlafen geeigneten Räumen schallgedämpfte Lüftungssysteme vorzusehen, 
die die Gesamtschalldämmung der Außenfassade nicht verschlechtern. 

 

3. Die Oberkante der baulichen Anlagen darf maximal 15,0 m über Oberkante Mitte fertiger erschließender 
Straße liegen. Von den Festsetzungen „Oberkante der baulichen Anlagen“ kann die Baugenehmigungsbe-
hörde im Einvernehmen mit der Stadt eine Ausnahme gemäß § 31 (1) BauGB um bis zu 10,0 m für einzelne 
funktionsbedingte untergeordnete Bauteile, wie Feuerwehr-Schlauchturm, Fahrstuhlschächte, Klimaanlagen 
und sonstige technische Einrichtungen, zulassen. 

 

4. Zuordnung von Ausgleichsmaßnahmen nach § 9 (1a) BauGB:  
Mit der Aufstellung dieses Bauleitplanes werden Eingriffe in den Naturhaushalt vorbereitet. Die nicht im 
Plangebiet ausgleichbaren Eingriffe mit einem Kompensationsbedarf von insgesamt 15.926 Werteinheiten 
(nach Osnabrücker Kompensationsmodell) sollen auf folgenden von der Stadt Bersenbrück bereitgestellten 
externen Ausgleichsflächen durch entsprechende Ausgleichsmaßnahmen kompensiert werden (siehe dazu 
auch die Ausführungen des Umweltberichtes, Kapitel 2.3.4).  
 
Kompensationsfläche A „Ersatzfläche am Bohlenbach“, Stadt Bersenbrück 5.496 WE 
Kompensationsfläche B „Maßnahmen zur Haserevitalisierung in Gehrde - 

Rüsfort“ (Westufer), Gemeinde Gehrde 
6.490 WE 

Kompensationsfläche C „Maßnahmen zur Haserevitalisierung in Gehrde - 
Rüsfort“ (Ostufer), Gemeinde Gehrde 

3.940 WE 

Summe   15.926 WE 
 

Die Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich an anderer Stelle, also außerhalb der Grundstücke, auf denen 
Eingriffe zu erwarten sind, werden den Eingriffsgrundstücken im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes 
gem. § 9 Abs. 1a Satz 2 BauGB im Ganzen zugeordnet. 

 
 
Bersenbrück, den  22.04.2014 
 
 
 
...........................................................  ........................................................... 
Bürgermeister Stadtdirektor 
 

N A C H R I C H T L I C H E     Ü B E R N A H M E N 
1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u.a. 

sein. Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und 
Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht oder Denkmale der Erdgeschichte 
(hier: Überreste oder Spuren - z.B. Versteinerungen -, die Aufschluss über die Entwicklung tierischen oder 
pflanzlichen Lebens in vergangenen Erdperioden oder die Entwicklung der Erde geben) freigelegt werden, 
sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der 
Denkmalbehörde des Landkreises Osnabrück (Stadt- und Kreisarchäologie im Osnabrücker Land, Lotter 
Straße 2, 79078 Osnabrück, Tel. 0541/323-2277 oder -4433) unverzüglich gemeldet werden.   
Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen 
sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige unverändert zu 
lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die 
Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

 
 
H I N W E I S E 
1. Von der Bahnstrecke Osnabrück - Oldenburg - Wilhelmshaven (Kursbuchstreckennr. 392) gehen Emissio-

nen aus. Für die in Kenntnis dieses Sachverhaltes errichteten baulichen Anlagen können gegenüber dem 
Träger der Eisenbahnbaulast keinerlei Entschädigungsansprüche hinsichtlich des Immissionsschutzes gel-
tend gemacht werden. 

 

2. Bei Tiefbauarbeiten ist auf vorhandene Versorgungsanlagen Rücksicht zu nehmen, damit Schäden und 
Unfälle vermieden werden. Im Bedarfsfall sind die jeweiligen Versorgungsträger um Anzeige der erd-
verlegten Versorgungseinrichtungen in der Örtlichkeit zu bitten. Schachtarbeiten in der Nähe von Versor-
gungseinrichtungen sind von Hand auszuführen. 

 

3. An das Gebiet grenzen teilweise landwirtschaftliche Nutzflächen an, aus denen es zeitweise auch im Zuge 
der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung der Flächen zu Geruchs-, Staub- und Geräuschimmissionen kom-
men kann. Diese sind als ortsüblich hinzunehmen.  

 

4. Zur Gewährleistung eines ausreichenden Brandschutzes sind die Bestimmungen des Arbeitsblattes W 405 
(Ausgabe 02/2008) der Techn. Regeln des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) 
einzuhalten.  

 

5. Bei Baum- und Strauchpflanzungen im öffentlichen Bereich ist das DVGW-Merkblatt GW 125 (Ausgabe 
02/2013) einzuhalten. 

 

6. Im Zusammenhang mit Neuanpflanzungen entlang der Bahnlinie ist die DB Richtlinie 882 „Handbuch Land-
schaftsplanung und Vegetationskontrolle“ zu beachten. 

 
 
R E C H T S G R U N D L A G E N – alle in der derzeit gültigen Fassung 
Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414),  
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548). 
 

Baunutzungsverordnung - BauNVO - in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetztes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548). 
 

Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90 - vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58),  
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetztes vom 22.07.2011 (BGBl I S. 1509). 
 

Niedersächsische Bauordnung - NBauO - vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. S. 46). 
 

Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz - (NKomVG) - vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 2010, 576),  
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16.12.2013 (Nds. GVBl. S. 307). 


